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1. Präambel / Zielsetzung  
Der ADAC e.V., die ADAC SE und die ADAC Stiftung sowie alle verbundenen Unternehmen, an denen 
diese allein oder gemeinsam die Mehrheitsbeteiligungen halten (im Folgenden „ADAC“ genannt), be-
kennen sich zu ihrer gesellschaftlichen Verantwortung und zur Einhaltung von Menschen- und Umwelt-
rechten. 

Trotz umfassender Präventionsmaßnahmen können Verstöße und damit einhergehende Risiken nicht 
vollständig ausgeschlossen werden. Zur Minimierung dieser Risiken hat der ADAC ein Beschwerdever-
fahren auf Grundlage des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) eingerichtet. Über dieses Ver-
fahren können jederzeit Hinweise auf menschenrechtliche oder umweltbezogene Risiken oder Ver-
stöße im eigenen Geschäftsbereich sowie entlang der Lieferkette gemeldet werden. 

Ziel des Beschwerdeverfahrens ist es, menschenrechtliche und umweltbezogene Risiken frühzeitig zu 
erkennen und Zugang zu angemessener Abhilfe zu bieten. Es soll präventiv wirken und Schäden für 
Menschen und Umwelt vermeiden. Beschwerdeführende Personen helfen maßgeblich, gesellschaftli-
che und rechtsstaatliche Werte zu bewahren und tragen damit auch zum Erfolg des ADAC bei. 

Das Verfahren dient als Frühwarnsystem, fördert die Vermeidung von Schäden für Menschen und Um-
welt und trägt zur Einhaltung rechtsstaatlicher Grundsätze bei. Diese Verfahrensordnung regelt die Mel-
dung und Bearbeitung entsprechender Beschwerden und wird regelmäßig überprüft sowie an gesetzli-
che Änderungen angepasst. 

2. Geltungsbereich der Verfahrensordnung und Art der Beschwerden  
Diese Verfahrensordnung gilt für die Beschwerdeverfahren gemäß § 8 LkSG des ADAC e.V., der ADAC 
SE und der ADAC Stiftung sowie für sämtliche Unternehmen, an denen diese allein oder gemeinsam die 
Mehrheitsbeteiligung halten. Sie findet keine Anwendung auf die ADAC Regionalclubs. Für die ADAC 
Versicherung AG und ihre mehrheitlich gehaltenen Tochtergesellschaften gilt die eigenständige Verfah-
rensordnung der ADAC Versicherung AG.  

Im Rahmen des Verfahrens werden sowohl Beschwerden bearbeitet, die sich auf den eigenen Ge-
schäftsbereich des ADAC, als auch Beschwerden, die sich auf den Geschäftsbereich unmittelbarer und 
mittelbarer Lieferanten des ADAC beziehen, und Verstöße gegen menschenrechts- oder umweltbezo-
gene Pflichten im Sinne des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) betreffen. 

Dazu gehören insbesondere: 

• Verstöße gegen Menschenrechte: Verstöße gegen die persönlichen Rechte, die jedem Men-
schen gleichermaßen zustehen, bspw. durch Diskriminierung, Kinderarbeit, Zwangsarbeit oder 
neue Sklaverei (Ausbeutungssituationen, die eine Person aufgrund von Drohungen, Gewalt, Nö-
tigung, Täuschung oder Machtmissbrauch nicht ablehnen oder verlassen kann). 

• Verstöße gegen Umweltschutzvorschriften: Verstöße gegen Umweltschutzvorschriften, so-
weit die Umweltschädigung auch zu Menschenrechtsverletzungen führen kann, bspw. die ab-
sichtliche oder versehentliche Verunreinigung von Gewässern, von Böden oder der Luft. 
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Beispiele für menschenrechts- und umweltbezogene Verstöße: 

• Diskriminierung: Äußerungen, Handlungen oder Unterlassungen, die eine Person in der Beschäfti-
gung aufgrund der nachfolgenden Kriterien mittelbar oder unmittelbar, absichtlich oder unabsicht-
lich benachteiligen: nationale und ethnische Herkunft; soziale Herkunft; Hautfarbe; Geschlecht; 
Religion oder Weltanschauung; politische Meinung; Gesundheitsstatus; körperliche oder geistige 
Fähigkeiten; Alter; sexuelle Identität oder sexuelle Orientierung.  

• Eigentumsrechtsverletzungen: Widerrechtliche Zwangsräumung oder Entzug von Land, Wäldern 
und Gewässern ohne rechtmäßige Grundlage oder angemessene Entschädigung. 

• Einschränkung der Koalitionsfreiheit: Verhinderung oder Verbot der Gründung von oder des Beitritts 
in Gewerkschaften; Verbot des Streikrechts; Verbot der Bildung von Betriebsräten. 

• Kinderarbeit, Sklaverei, Zwangsarbeit: Beschäftigung von Personen unterhalb des gesetzlichen 
Mindestalters, jede Form von unfreiwilliger Arbeit, Schuldknechtschaft, Menschenhandel oder Ar-
beitsbedingungen, die einer modernen Sklaverei gleichkommen. 

• Menschenrechtsverletzungen durch Sicherheitskräfte: Einsatz von Sicherheitsdiensten, die Gewalt 
anwenden, Menschenrechte verletzen oder unverhältnismäßige Maßnahmen ergreifen, z. B. Miss-
handlung, Folter oder Einschüchterung. 

• Ungenügende Sicherheits- und Gesundheitsstandards: Fehlende Schutzmaßnahmen am Arbeits-
platz, unzureichende persönliche Schutzausrüstung, gefährliche Arbeitsbedingungen oder man-
gelnde medizinische Versorgung. 

• Umweltverstöße: Einsatz verbotener Chemikalien, unsachgemäße Entsorgung von Abfällen, Luft- 
oder Wasserverschmutzung, illegale Abholzung oder andere Handlungen, die gegen nationale oder 
internationale Umweltstandards verstoßen. 

• Vorenthalten des Mindestlohns: Zahlung eines Entgelts unterhalb des gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestlohns oder der tariflich vereinbarten Vergütung. 

Zugänglichkeit und Zielgruppen: Das Verfahren steht sowohl internen als auch externen Personen of-
fen, einschließlich Gewerkschaften, NGOs, Medienvertretern und anderen Interessengruppen. Maß-
nahmen zur Überwindung von Zugangsbarrieren wie Sprachbarrieren, Alphabetisierung und besondere 
Bedürfnisse vulnerabler Gruppen werden berücksichtigt, um eine möglichst breite und faire Zugäng-
lichkeit sicherzustellen. Das Beschwerdeverfahren steht mindestens in deutscher und englischer Spra-
che zur Verfügung. Bei Bedarf werden angemessene Maßnahmen getroffen, um auch Personen mit ein-
geschränkten Sprachkenntnissen oder besonderen Schutzbedürfnissen den Zugang zum Verfahren zu 
ermöglichen. 

Option zur einvernehmlichen Streitbeilegung 

Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens kann geprüft werden, ob eine einvernehmliche Lösung des 
Sachverhalts zwischen den Beteiligten erreicht werden kann. Die konkrete Ausgestaltung erfolgt unter 
Berücksichtigung des Einzelfalls und stets auf freiwilliger Basis für die Beteiligten. 
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Abgrenzung zu Service- oder Leistungsbeschwerden 

Nicht Gegenstand dieser Verfahrensordnung ist die Bearbeitung von Produkt-, Service‑ oder Leistungs-
beschwerden zum ADAC (z. B. zu Fragen der Servicequalität). Hierfür steht eine Kontaktmöglichkeit un-
ter „Lob & Kritik“ zur Verfügung. 

3. Grundsätze 
Das Beschwerdeverfahren des ADAC basiert auf folgenden Grundsätzen: 

Vertraulichkeit: Beschwerden werden streng vertraulich behandelt; die Identität der beschwerdefüh-
renden Person wird im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben geschützt. 

Schutz vor Repressalien: Beschwerdeführende Personen sowie unterstützende Dritte werden wegen 
einer Beschwerde von der ADAC weder benachteiligt noch bestraft. Dies gilt nicht, sofern das Be-
schwerdeverfahren missbräuchlich verwendet wird. 

Unabhängigkeit und Fairness: Beschwerden werden neutral, unabhängig und objektiv bearbeitet; die 
zuständigen Stellen sind fachkundig und frei von Interessenkonflikten. 

4. Meldekanäle 
Der ADAC stellt folgende Meldekanäle (deutsch/englisch) zur Verfügung: 

• Online: Über das ADAC Hinweisgeberportal „Tell Me“  

• Schriftlich: lksg@adac.de  

Beschwerden können namentlich oder anonym erfolgen. Das ADAC Hinweisgeberportal „Tell-Me“ er-
möglicht bei anonymen Beschwerden einen geschützten Dialog für die weitere Kommunikation.  

5. Verfahrensablauf und Dokumentation 
5.1 Eingang und Erstprüfung 

Die beschwerdeführende Person erhält spätestens innerhalb von 7 Tagen eine Eingangsbestätigung. 
Nach Eingang einer Meldung wird eine sorgfältige Erstprüfung vorgenommen. Dabei wird festgestellt, 
ob die Meldung in den Anwendungsbereich des LkSG fällt und dieser Verfahrensordnung unterliegt. 

5.2 Stichhaltigkeitsprüfung und Zuständigkeitsklärung 

Plausible Beschwerden werden an den jeweils zuständigen Fachbereich innerhalb des ADAC weiterge-
leitet. Bei Beschwerden zu Zulieferern übernimmt die Sachverhaltsaufklärung die zuständige Einkaufs-
organisation. 

Die mit der Fallbearbeitung betrauten Personen handeln unabhängig und verfügen über die notwendige 
Fachkunde. 

5.3 Aufklärung und Folgemaßnahmen 

Die Sachverhaltsaufklärung umfasst je nach Fallgestaltung insbesondere: 

• interne Untersuchungen, 

https://www.adac.de/kontakt-zum-adac/lob-kritik/
https://www.adac.de/tell-me
mailto:lksg@adac.de
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• Einbindung externer Stellen, 

als Folgemaßnahmen kommen u.a. in Betracht: 

• Anpassungen von Prozessen, 
• Arbeits- oder zivilrechtliche Schritte, 
• Abhilfemaßnahmen (§ 7 LkSG) 
• Anpassung von Präventionsmaßnahmen (§ 6 LkSG). 

 
5.4 Dokumentation und Aufbewahrung 

Alle Schritte des Beschwerdeverfahrens werden dokumentiert. Die Dokumentation wird von den für 
die Bearbeitung von Hinweisen zuständigen Stellen geführt und gemäß § 10 LkSG für mindestens sie-
ben Jahre aufbewahrt. 

5.5 Datenschutz 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt gemäß den geltenden Datenschutzbestimmungen. 
Weiterführende Informationen finden sich auf der Startseite des Hinweisgebersystems des ADAC unter 
„Datenschutz“. Weitere Informationen zum Datenschutz können den Datenschutzhinweisen der ADAC 
entnommen werden. Personenbezogene Falldaten werden nur so lange verarbeitet, wie es für die Be-
arbeitung und Dokumentation erforderlich ist. 

6. Schlussbestimmungen 
Diese Verfahrensordnung tritt am 17.07.2026 in Kraft und ersetzt die bisherige Verfahrensordnung voll-
ständig.  

Sie wird mindestens einmal jährlich sowie anlassbezogen (bei wesentlichen gesetzlichen Änderungen 
oder Prozessänderungen) überprüft und bei Bedarf angepasst. Die Verfahrensordnung ist in Textform 
öffentlich zugänglich zu machen (§ 8 Abs. 2 LkSG). 

 

https://adac.advowhistle.de/?locale=de
https://adac.advowhistle.de/pages/privacy?locale=de
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